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Zielsetzung und Anwendungsbereich

Die vom Baseler Ausschuss fur Bankenaufsicht veroffentlichten internationa-
len Standards (,Basel 11I“) wurden in der Europaischen Union durch die EU-
Richtlinie 2013/36/EU (Capital Requirements Directive - ,CRD IV*) sowie die
EU-Verordnung EU/575/2013 (Capital Requirements Regulation - ,CRR*) um-
gesetzt. Die nationale Umsetzung der CRD IV erfolgte mit BGBI | 184/2013
und trat am 1. Janner 2014 in Kraft. Basel Il und die darauf basierenden eu-
ropaischen und nationalen Rechtsakte andern die bisherige Struktur und Qua-
litat der anrechenbaren Eigenmittel, sodass nunmehr zwischen hartem Kern-
kapital (,Common Equity Tier 1 — CET 1), zusatzlichem Kernkapital (,Additio-

nal Tier 1 — AT 1) und Erganzungskapital (, Tier 2“) unterschieden wird.

Art 52 Abs 1 lit n CRR sieht die Verlusttragung fur Finanzinstrumente des zu-
satzlichen Kernkapitals vor (Herabschreibung (der Begriff ,Herabschreibung®
entstammt der offiziellen deutschen Ubersetzung der CRR, die englische
Sprachfassung verwendet den Terminus ,write-down”) oder Wandlung). Ge-
maf Art 54 Abs 2 CRR missen sich aus der Herabschreibung oder Wandlung
,hach dem geltenden Rechnungslegungsrahmen Posten ergeben, die zu den
Posten des harten Kernkapitals gerechnet werden kdnnen*“ (siehe zur Herab-
schreibung Rz (16) und (29) und zur Wandlung Rz (19) und (30)). Die CRR
sieht fur das zusatzliche Kernkapital keine verpflichtende Einordnung in Eigen-
oder Fremdkapital im Sinne des geltenden Rechnungslegungsrahmens vor. In
Abhangigkeit von dieser Einordnung werden hinsichtlich der Bilanzierung des

zusatzlichen Kernkapitals unternehmensrechtliche Fragen aufgeworfen.

Diese Fragen und die dazu entwickelten Grundsatze sind durch die Einfuh-
rung der CRR motiviert. Der Anwendungsbereich dieser Stellungnahme ist
aber nicht auf Kreditinstitute beschrankt. Die entwickelten Grundsétze gelten

bei vergleichbaren Finanzinstrumenten auch fiir andere Unternehmen.
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2. Unternehmensrechtliche Einordnung beim Emittenten

(4) Die Begriffe ,Eigenmittel“ nach der CRR und ,Eigenkapital“ nach dem UGB
sind nicht deckungsgleich. Unternehmensrechtliches Eigenkapital einer Kapi-
talgesellschaft muss nach Literatur und Lehre die folgenden Kriterien erfullen
(vgl KWT, Bilanzierung von Genussrechten und von Hybridkapital, KFS/RL 13,
Rz 8 ff.):

¢ Nachrangigkeit
0 Befriedigung erst nach allen Glaubigern
o Keine Befristung der Kapitaliiberlassung
0 Ausschluss eines ordentlichen Kiindigungsrechts des Inhabers
0 Rickzahlung seitens des Emittenten nur, wenn
- die Glaubigerschutzvorschriften einer ordentlichen Kapitalherabsetzung
beachtet wurden oder
- das riickgezahlte Kapital im selben Geschéftsjahr durch gleich hohe Zu-
fuhr von gebundenem Eigenkapital von auf3en ersetzt wird oder
- im selben Geschéftsjahr eine Kapitalerhéhung aus Gesellschaftsmitteln
zu einer Umwandlung von ungebunden Riicklagen in Grund- oder
Stammkapital gefiihrt hat
o Erfolgsabhéngigkeit der Vergiitung
o0 Vergitungszahlung nur bei entsprechend hohem ausschittungsfahigem Bi-
lanzgewinn
o Nachholung einer in Vorjahren mangels ausschuttungsfahigen Bilanzge-
winns nicht gezahlten vereinbarten Mindestvergutung ist zulassig
e Form der Verlusttragung
o Das gesamte zur Verfigung gestellte Kapital muss zur Abdeckung von Ver-
lusten des Emittenten verwendet werden kdénnen.
0 Zeitpunkt der Verlustteilnahme ist nicht entscheidend
0 Teilnahme am Verlust ist auch dann gegeben, wenn sie erst dann einsetzt,
wenn die anderen nicht gegen Ausschiittungen geschitzten Eigenkapital-
bestandteile (ungebundene Ricklagen, nicht ausschiittungsgesperrte Teile
des Bilanzgewinns) durch Verluste verbraucht sind.

(5) Art 52 CRR schreibt die Kriterien fur zusatzliches Kernkapital vor. Mit Bezug
auf die unternehmensrechtlichen Eigenkapitalkriterien fir Kapitalgesellschaf-
ten sind die folgenden Kriterien fir zuséatzliches Kernkapital hervorzuheben:

e Nachrangigkeit

o Nachrangig gegenuber Einlegern, nicht bevorrechtigten Glaubigern und
nachrangigen Schuldinstrumenten des Emittenten
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(6)

(7)

(0]

(0]

0]

(0]

Es bestehen keine vertraglichen oder sonstigen Vereinbarungen in Bezug
auf die Instrumente, die den Anspriichen aus den Instrumenten bei Insol-
venz oder Liquidation einen héheren Rang verleihen.

Dauerhafte Kapitaliberlassung

Die Instrumente sind zeitlich unbefristet, und die fur die Instrumente gelten-
den Bestimmungen enthalten keinen Tilgungsanreiz fur das Institut.
Enthalten die fur die Instrumente geltenden Bestimmungen eine oder meh-
rere Kiindigungsoptionen, so kann eine Kiindigungsoption nur nach Er-
messen des Emittenten ausgelbt werden.

Jegliche Riickzahlung von Kapitalbetréagen (Riickkaufe oder Tilgung) kann
nur erfolgen, wenn vorab die Aufsichtsinstanz ihre Genehmigung erteilt hat
und das Emissionsdatum mindestens funf Jahre zurtickliegt.

Erfolgsabhéngige Vergiitung

Vergitungszahlungen (Dividenden/Kupons) werden nur aus ausschut-
tungsfahigen Posten (einschliellich einbehaltener Gewinne) vorgenom-
men.

Es muss jederzeit im vollen Ermessen des Emittenten stehen, Ausscht-
tungen flr unbefristete Zeit und auf nicht kumulierter Basis ausfallen zu
lassen. Der Ausfall von Ausschiittungen stellt keinen Ausfall des Instru-
ments dar.

Die Hohe der Ausschiittungen wird nicht aufgrund von Bonitatsanderungen
angepasst.

Form der Verlusttragung

Bei Eintritt eines Ausltseereignisses muss das zusatzliche Kernkapital
dauerhaft oder vortiibergehend herabgeschrieben oder in hartes Kernkapital
gewandelt werden. Auch die Herabschreibung muss das harte Kernkapital
erhdhen.

Hinsichtlich der Kriterien ,Nachrangigkeit* und ,erfolgsabhéngige Vergitung*

sind die Anforderungen der CRR an Instrumente des zusatzlichen Kernkapi-

tals gleich oder strenger als die Voraussetzungen fir das Vorliegen von unter-

nehmensrechtlichem Eigenkapital.

Hinsichtlich des Kriteriums ,unbefristete Kapitallberlassung* bestehen Unter-
schiede zwischen beiden Regelwerken (UGB und CRR). Wahrend die Ruck-

zahlung von Eigenkapital unternehmensrechtlich die Beachtung bestimmter

Glaubigerschutzvorschriften erfordert, stehen Rickkaufe und Ricknahmen

von Instrumenten des zusatzlichen Kernkapitals unter dem Vorbehalt der vor-

herigen Erlaubnis der zustandigen Aufsichtsbehorde. Die Klassifizierung von
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(8)

9)

(10)

zusatzlichem Kernkapital als unternehmensrechtliches Eigenkapital setzt so-
mit neben den aufsichtsrechtlichen Anforderungen die Erfullung der unter-

nehmensrechtlich erforderlichen Glaubigerschutzbestimmungen voraus.

GroRRere Unterschiede zwischen der Eigenkapitaldefinition nach dem UGB und
den Anforderungen an zusatzliches Kernkapital nach der CRR sind hinsicht-
lich der Form der Verlusttragung zu erkennen. Fur die Einordnung von Finan-
zinstrumenten des zuséatzlichen Kernkapitals bzw analog zu diesem in die un-
ternehmensrechtlichen Kategorien Eigenkapital und Fremdkapital kann die
Form der Verlusttragung daher als wesentliches Abgrenzungsmerkmal ange-

sehen werden.

Die Teilnahme am Verlust des Emittenten erfordert nach dem UGB, dass das
gesamte eingezahlte Kapital zur Abdeckung von (laufenden) Verlusten ver-
wendet und entsprechend aufgebraucht werden kann. Der Zeitpunkt der Ver-
lustteilnahme ist grundsatzlich nicht entscheidend; eine Verlustteilnahme bis
zur vollen Hohe ist auch dann gegeben, wenn die Verlustteilnahme erst ein-
setzt, wenn alle anderen gegen Ausschittungen nicht gesperrten Eigenkapi-
talbestandteile (zB ungebundene Rucklagen, nicht ausschittungsgesperrte
Teile des Bilanzgewinns) zur Verlustabdeckung verwendet wurden. Unter-
nehmensrechtlich muss Eigenkapital jedenfalls zur Ganze fir die Verlustabde-
ckung zur Verfigung stehen; es schadet aber nicht, wenn anderes Eigenkapi-
tal zuerst fur die Verlustabdeckung verwendet wird. Somit ist der Zeitpunkt der

Verlustabdeckung nicht entscheidend.

Ein Ausldseereignis fur die Herabschreibung oder Wandlung von zusatzlichem
Kernkapital liegt gemal3 Art 54 Abs 1 lit a CRR vor, wenn die harte Kernkapi-
talquote des Emittenten unter 5,125 % oder unter einen hoheren vom Emitten-
ten definierten Wert féllt. Erst dann fuhrt die Herabschreibung oder Wandlung
zur Starkung des harten Kernkapitals, wodurch in H6he der Herabschreibung
oder des gewandelten Kapitalbetrags die unternehmensrechtliche Form der

Verlusttragung gewébhrleistet ist.
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(11)

(12)

(13)

Die harte Kernkapitalquote ergibt sich aus dem harten Kernkapital, ausge-
drickt als Prozentsatz des Gesamtanforderungsbetrags (Gesamtrisikobetrags,
siehe Art 92 Abs 2 lit a CRR). Das Ausloseereignis kann damit sowohl durch
eine Minderung des harten Kernkapitals (zB infolge laufender Verluste) als
auch durch eine Erhohung des Gesamtanforderungsbetrags (zB durch Neu-
geschaft) bedingt sein. Das Ausldseereignis setzt also nicht zwingend Verluste

voraus.

Umgekehrt I6sen in Ausnahmeféllen bei ausreichend hohem Nennkapital und
gebundenen Rulcklagen selbst erhebliche Verluste, die nach dem UGB bereits
zu einer Verlustbeteiligung fuhren wirden, noch keine Herabschreibung oder
Wandlung aus. Da die beiden Formen der Verlusttragung nach dem UGB und
der CRR an unterschiedliche Kenngréf3en ankntpfen, kdnnen diese potenziell
zu unterschiedlichen Zeitpunkten einsetzen. Die in der CRR definierten For-
men der Verlusttragung stellen daher nicht in jedem Fall eine Verlusttragung
bis zur vollen Hohe des eingezahlten Kapitals, wie dies fur den Anwendungs-

bereich des UGB gefordert wird, sicher.

Daher verfugt das zusatzliche Kernkapital bis zur Herabschreibung oder
Wandlung nicht Gber jene Form der Verlusttragung, die fir unternehmens-
rechtliches Eigenkapital erforderlich ist. Jene Finanzinstrumente, die aus-
schlief3lich tber die in Art 52 CRR geforderte Form der Verlusttragung (Herab-
schreibung oder Wandlung) verfuigen, sind bis zum Eintritt des Ausloseereig-
nisses unternehmensrechtlich als Fremdkapital einzustufen. Finanzinstrumen-
te, die zuséatzlich das Kriterium der Verlusttragung bis zur vollen Hohe (und die
Ubrigen Voraussetzungen) erfillen, sind als unternehmensrechtliches Eigen-
kapital einzustufen. Zusammenfassend kénnen Finanzinstrumente des zusatz-
lichen Kernkapitals, insbesondere abhangig von den in den Emissionsbedin-
gungen vereinbarten Formen der Verlusttragung, unternehmensrechtlich so-

wohl Eigenkapital als auch Fremdkapital darstellen.
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2.1.
(14)

(14a)

2.1.1.
(15)

Unternehmensrechtliches Fremdkapital

Finanzinstrumente des zusatzlichen Kernkapitals bzw Finanzinstrumente, die
mit diesen Merkmalen ausgestattet sind, welche aufgrund der fehlenden Ver-
lusttragung bis zur vollen H6he oder wegen eines anderen Merkmals nicht der
unternehmensrechtlichen Eigenkapitaldefinition entsprechen, sind als unter-
nehmensrechtliches Fremdkapital zu bilanzieren. Die weitere bilanzielle Be-
handlung (siehe Abschnitte 2.1.1 und 2.1.2) richtet sich nach der in den Emis-
sionsbedingungen festgeschriebenen Form der Verlusttragung: Herabschrei-

bung oder Wandlung.

Der Ausfall der Ausschuttungen (siehe Rz (5) zu dieser Ermessensentschei-
dung des Emittenten) ist eine auflosende Bedingung fir die schuldrechtliche
Verpflichtung des Emittenten, Ausschittungen aus ausschittungsfahigen Pos-
ten zu zahlen. Zinsaufwendungen sind pro rata temporis zu realisieren und in
der Gewinn- und Verlustrechnung auszuweisen, da auflésend bedingte Ver-
bindlichkeiten grundsétzlich solange zu passivieren sind, bis der Bedingungs-
eintritt praktisch gewiss ist und somit keine wirtschaftliche Last mehr vorliegt
(vgl Adler/Diring/Schmaltz6, § 246 Rz 122; Nowotny in Straube3, § 196 Rz
18; Rohatschek/Leitner-Hanetseder in Zib/Dellinger, Grof3komm UGB, 8§ 196
Rz 13).

Herabschreibung

Enthalten die Emissionsbedingungen bei einem als unternehmensrechtliches
Fremdkapital zu qualifizierenden Finanzinstrument, welches als zuséatzliches
Kernkapital anrechenbar ist bzw welches mit den entsprechenden Merkmalen
ausgestattet ist, die Herabschreibung als Form der Verlusttragung, so fuihrt der
Eintritt des AuslOseereignisses in Analogie zum Forderungsverzicht zur er-
folgswirksamen (teilweisen oder vollstandigen) Ausbuchung der Verbindlich-
keit. Nach dem unternehmensrechtlichen Rechnungslegungsrahmen ergibt
sich somit ein Posten (Ertrag), der im Sinne des Art 54 Abs 2 CRR grundsatz-
lich zu den Posten des harten Kernkapitals gerechnet werden kann; wie dieser

Posten bei Eintritt des Ausloseereignisses oder danach tatsachlich als hartes
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(16)

Kernkapital angerechnet wird (etwa im Rahmen des Verlustabzugs nach Art
36 Abs 1 lit a CRR oder der Gewinnanrechnung nach Art 26 CRR), ist fur die
Anerkennung eines Instruments als zusatzliches Kernkapital im Zeitpunkt sei-
ner Emission irrelevant. Das Ausbuchen der Verbindlichkeit erfolgt unabhén-
gig davon, ob die Herabschreibung voraussichtlich vortibergehend oder dau-
erhaft ist. Die Herabschreibung ist als sonstiger betrieblicher Ertrag gemal §
231 Abs 2 Z 4 bzw Abs 3 Z 6 UGB auszuweisen; unter den Voraussetzungen
des 8§ 237 Abs 1 Z 4 UGB ist eine Anhangangabe zu machen. Kreditinstitute
haben die Herabschreibung unter den Voraussetzungen des 8§ 54a BWG als
aulRerordentlichen Ertrag (siehe Anlage 2 zu Artikel | § 43, Teil 2, Posten 15)
auszuweisen; unter den Voraussetzungen des § 237 Abs 1 Z 4 UGB ist eine

Anhangangabe zu machen.

Bei einer vortibergehenden Herabschreibung des Fremdkapitalinstruments
kann in weiterer Folge die ausgebuchte Schuld wieder aufleben. Hierfur gelten
aulRerhalb des Anwendungsbereichs der CRR allgemein die zum Forderungs-
verzicht mit Besserungsvereinbarung geltenden Grundsatze. Ein erfolgswirk-
sames Wiedereinbuchen der Schuld ist demnach nur bei Besserung der wirt-
schaftlichen Situation (zB bei Erreichen eines bestimmten vorweg vereinbar-
ten Jahrestberschusses oder Bilanzgewinns) moglich (vgl Ro-
hatschek/Leitner-Hanetseder in Zib/Dellinger, GroRkomm UGB, § 196 Rz 14
mwH; Hirschler/Grangl in Hirschler, Bilanzrecht, 8§ 240 Rz 32). Davor ist die
eventuell wieder auflebende Schuld nicht zu passivieren. Das erfolgswirksame
Wiedereinbuchen ist als sonstiger betrieblicher Aufwand gemaf 8 231 Abs 2 Z
8 bzw Abs 3 Z 7 UGB auszuweisen; unter den Voraussetzungen des 8§ 237
Abs 1 Z 4 UGB ist eine Anhangangabe zu machen. Kreditinstitute haben das
erfolgswirksame Wiedereinbuchen unter den Voraussetzungen des § 54a
BWG als aul3erordentlichen Aufwand (siehe Anlage 2 zu Artikel | § 43, Tell 2,
Posten 16) auszuweisen; unter den Voraussetzungen des 8§ 237 Abs 1 Z 4

UGB ist eine Anhangangabe zu machen.
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(17)

2.1.2.
(18)

(19)

Bei zusatzlichem Kernkapital ist ein erfolgswirksames Wiedereinbuchen der
Verbindlichkeit nur insoweit zulassig, als der zuvor ausgebuchte Ruckzah-
lungsbetrag im Jahresiberschuss Deckung findet (Art 21 Abs 2 litb Del-
VO 241/2014). Die Entscheidung Uber das Wiedereinbuchen der Verbindlich-
keit liegt im alleinigen Ermessen des Emittenten des Fremdkapitalinstruments
(Art 21 Abs 2 lit c DelVO 241/2014). Sie ist abhangig von der Feststellung des
Jahresabschlusses durch das gesellschaftsrechtlich dafiir zustandige Organ
(zB Aufsichtsrat) (Art 21 Abs 2 lit b DelVO 241/2014). Die blofRe Méglichkeit
des Wiederauflebens bzw die tatsachliche Besserung der wirtschaftlichen Si-
tuation, insb ein Ansteigen der harten Kernkapitalquote, begrtindet keine (fak-
tische) Aul3enverpflichtung und damit auch keine Ruckstellungspflicht. Der im
Jahr des Wiederauflebens der Schuld festgestellte ausschittungsfahige Be-
trag des Emittenten verringert sich durch das Wiedereinbuchen der Schuld
(Art 21 Abs 2 litf DelvO 241/2014). Der Zeitpunkt dieser Entscheidung ist
gleichzeitig jener des Wiederauflebens der Verbindlichkeit.

Wandlung

Enthalt das unternehmensrechtlich als Fremdkapital klassifizierte Finan-
zinstrument ein Wandlungselement, wird das Instrument bei Eintritt des Auslo-
seereignisses automatisch in ein Instrument des harten Kernkapitals (insb
Stammaktien) gewandelt. Nach dem unternehmensrechtlichen Rechnungsle-
gungsrahmen ergibt sich somit ein Posten, der im Sinne des Art 54 Abs 2
CRR grundsatzlich zu den Posten des harten Kernkapitals gerechnet werden
kann. Unternehmensrechtlich erfolgt eine Wandlung von Fremd- in Eigenkapi-
tal. Da die Wandlung verpflichtend und bedingt durch ein externes Ereignis er-
folgt, kann das Finanzinstrument als einer bedingten Pflichtwandelschuldver-

schreibung ahnlich betrachtet werden.

Im Unterschied zu klassischen Wandelanleihen, die dem Investor ein Options-
recht zur Wandlung der Anleihe in Aktien einradumen, haben weder Emittent
noch Zeichner der bedingten Pflichtwandelschuldverschreibung ein Recht, die

Wandlung auszulésen. Im Unterschied zur klassischen Pflichtwandelanleihe
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(20)

(21)

(22)

(23)

(,mandatory convertible bond“) ist die Wandlung zu keinem fixen Zeitpunkt
vorgesehen, sondern die sodann verpflichtend vorzunehmende Wandlung
wird durch den Eintritt des Ausloseereignisses (Absinken der Kernkapitalquo-
te) bewirkt.

Die Wandlung kann grundsatzlich zum Fair Value erfolgen und die Schuldver-
schreibung in eine dem Nominale entsprechende Menge an Instrumenten des
harten Kernkapitals getauscht werden. Art 54 Abs 1 lit c CRR fordert jedoch
eine mengen- oder wertmafige Beschrankung in Form eines Floor und allen-

falls eines Cap.

Bei klassischen Wandelanleihen hat der Investor ein Wandlungsrecht; es liegt
somit aus Sicht des Investors ein Optionsrecht vor, dessen Erwerb gesondert
abgegolten wird. Der Emittent erhalt diese Zahlung als Stillhalterpramie. Die
Wandelanleihe besteht somit aus Sicht des Emittenten aus einer Fremdkapi-
talkomponente (Schuldverschreibung) und aus einer Eigenkapitalkomponente
(Stillhalterpramie). Beide Komponenten werden in der Bilanz des Emittenten
getrennt erfasst. Die Fremdkapitalkomponente ist als Verbindlichkeit mit dem
Ruckzahlungsbetrag anzusetzen. Die Stillhalterpramie ist in eine gebundene

Kapitalriicklage (Agio) einzustellen.

Bei der bedingten Pflichtwandelschuldverschreibung sind fir die unterneh-
mensrechtliche Bilanzierung beim Emittenten im Zeitpunkt der Begebung des

Finanzinstruments die Umtauschbedingungen ausschlaggebend.

Erfolgt die Wandlung nach Eintritt des Ausldseereignisses gemal den Emissi-
onsbedingungen zum Fair Value des Eigenkapitalinstruments und wird die
Schuldverschreibung somit werterhaltend vollstdndig oder teilweise gegen
Stammaktien bzw Instrumente des harten Kernkapitals getauscht, so ist das
Finanzinstrument im Zeitpunkt der Begebung als Verbindlichkeit mit dem
Ruckzahlungsbetrag zu bilanzieren. Aufgrund der Wandlung zum Fair Value
hat die Eigenkapitalkomponente (Wandlungselement) keinen eigenstandigen

Wert und ist daher nicht gesondert zu bilanzieren.
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(24)

(25)

(26)

Erfolgt die Wandlung gemaf den Bedingungen flir das Vorliegen von zusatzli-
chem Kernkapital unter Beriicksichtigung einer betraglichen bzw mengenma-
Bigen Beschrankung in Form eines Floor und allenfalls eines Cap, so hat das
Wandlungselement einen eigenstéandigen Wert. Im Gegensatz zur klassischen
Wandelanleihe zahlt jedoch der Emittent an den Investor den Wert des Wand-
lungselements, idR in Form einer héheren Verzinsung. Das Wandlungsele-
ment stellt jedoch auf Basis der in der AFRAC-Stellungnahme 15 ,Die unter-
nehmensrechtliche Bilanzierung von Derivaten und Sicherungsinstrumenten®
formulierten Kriterien kein Derivat dar. Ein Derivat wird in Rz 2 dieser Stel-
lungnahme als ein Finanzinstrument definiert, das folgende Merkmale auf-
weist:
¢ seine Wertentwicklung ist an einen bestimmten Zinssatz, den Preis eines Fi-
nanzinstruments, einen Rohstoffpreis, Wechselkurs, Preis- oder Zinsindex,
ein Bonitatsrating oder einen Kreditindex oder eine @hnliche Variable gekop-
pelt, sofern bei einer nicht finanziellen Variablen diese nicht spezifisch fir eine
der Vertragsparteien ist;
¢ es erfordert keine Anfangsauszahlung oder nur eine Anfangsauszahlung, die
geringer ist als bei anderen Vertragsformen, von denen zu erwarten ist, dass

sie in ahnlicher Weise auf Anderungen der Marktbedingungen reagieren;
e es wird zu einem spateren Zeitpunkt beglichen.

Das Wandlungselement bei Finanzinstrumenten des zuséatzlichen Kernkapitals
sieht eine Pflichtwandlung bei Eintritt eines Ausléseereignisses vor. Je nach
individueller Ausgestaltung und Festlegung der betraglichen bzw mengenma-
Bigen Beschrankung ist das Wandlungselement unterschiedlich sensitiv ge-
genuber Wertanderungen der zugrunde liegenden Stammaktien bzw Instru-
mente des harten Kernkapitals. Jedenfalls ist die Wertentwicklung des Wand-

lungselements aber nicht an die Aktienkursentwicklung gekoppelt.

Erheblich wird die Wertentwicklung hingegen von der Solvenz des Emittenten
insgesamt beeinflusst. Diese die Wahrscheinlichkeit und den Wert der Wand-
lung beeinflussende nicht finanzielle Variable ist spezifisch fur den Emittenten,
weshalb das Wandlungselement kein Derivat ist. Eine gesonderte Aktivierung

des Wandlungselements beim Emittenten ist daher nicht zulassig. Das unter-
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2.2,
(27)

(28)

(29)

nehmensrechtlich als Fremdkapital klassifizierte Finanzinstrument ist somit mit

seinem Ruckzahlungsbetrag zu bilanzieren.

Unternehmensrechtliches Eigenkapital

Als zusatzliches Kernkapital anrechenbare Finanzinstrumente, die samtliche
Kriterien fur das Vorliegen unternehmensrechtlichen Eigenkapitals erfullen,
insbesondere die Verpflichtung zur Teilnahme am laufenden Verlust bis zur
vollen Hohe, sind im Zeitpunkt der Begebung als Eigenkapital auszuweisen.
Sofern Wesentlichkeit vorliegt, hat der Ausweis in einem Sonderposten des

Eigenkapitals zu erfolgen; die Bilanzgliederung ist entsprechend zu erweitern.

Dieser Sonderposten des Eigenkapitals ist im Fall der Herabschreibung im
Umfang der Verlustteilnahme zugunsten des Gewinn- oder Verlustvortrags er-
folgsneutral umzubuchen. Nach dem unternehmensrechtlichen Rechnungsle-
gungsrahmen ergibt sich somit ein Posten (Gewinn- oder Verlustvortrag), der
im Sinne des Art 54 Abs 2 CRR grundsatzlich zu den Posten des harten Kern-
kapitals gerechnet werden kann; wie dieser Posten bei Eintritt des Ausloseer-
eignisses oder danach tatsachlich als hartes Kernkapital angerechnet wird
(etwa im Rahmen des Verlustabzugs nach Art 36 Abs 1 lit a CRR oder der
Gewinnanrechnung nach Art 26 CRR), ist fur die grundséatzlich Anerkennung
eines Instruments als zusatzliches Kernkapital im Zeitpunkt seiner Emission ir-

relevant.

Enthalt das Finanzinstrument ein Wandlungselement, so wird dieses Wand-
lungselement nicht gesondert bilanziert. Im Fall der Wandlung ist der Sonder-
posten gegen das Nennkapital und gegebenenfalls gegen die Kapitalriicklage
erfolgsneutral umzubuchen. Nach dem unternehmensrechtlichen Rechnungs-
legungsrahmen ergibt sich somit ein Posten, der im Sinne des Art 54 Abs 2
CRR grundsatzlich zu den Posten des harten Kernkapitals gerechnet werden

kann.
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2.3. Anhangangaben
(30) 8238 Abs 1 Z 5 UGB erfordert fur alle mittelgrof3en und grof3en Kapitalgesell-

(31)

(32)

schaften eine Anhangangabe fur Forderungsverzichte unter Besserungsver-

einbarungen.

Fur Wandelschuldverschreibungen sieht § 238 Abs 1 Z 5 UGB eine ver-
pflichtende Anhangangabe bei allen mittelgro3en und grofRen Kapitalgesell-
schaften vor. Diese Anhangangabe ist auch fir eine bedingte Pflichtwandel-

schuldverschreibung zu machen.

Fur die in dieser Stellungnahme behandelten Finanzinstrumente wird empfoh-
len, die durch die Herabschreibung oder Wandlung entstehenden Verande-

rungen des Bilanzpostens im Anhang zu erlautern.

3. Unternehmensrechtliche Einordnung beim Investor

3.1. Bilanzansatz

(33)

Das Finanzinstrument des zusatzlichen Kernkapitals ist beim Investor als Fi-
nanzanlagevermogen oder als Finanzumlaufvermdgen auszuweisen. Hinsicht-
lich der Kriterien fir die Einordnung als Finanzanlage- oder -umlaufvermégen
wird auf die AFRAC-Stellungnahme 14 ,Finanzanlage- oder Finanzumlauf-
vermdgen (UGB)" verwiesen. Investoren, die besonderen Rechnungslegungs-
vorschriften unterliegen (bspw Kreditinstitute), haben die entsprechenden

sonderrechtlichen Rechnungslegungsnormen zu beachten.

3.2. Bewertung

(34)

(35)

Das Finanzinstrument ist mit den Anschaffungskosten (§ 203 bzw § 206 UGB)
anzusetzen. Ein bei manchen Instrumenten enthaltenes Wandlungsrecht (sie-
he Rz 18) stellt auch aus Sicht des Investors kein Derivat dar (siehe Rz 24 ff).
Eine eigenstandige Bilanzierung des Wandlungsrechts ist daher ausgeschlos-

sen.

Die Bewertung des Finanzanlagevermogens bzw Finanzumlaufvermdgen er-
folgt grundsatzlich mit den historischen Anschaffungskosten (Ho6chstgrenze)
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(36)

(37)

3.2.1.

(38)

bzw mit dem niedrigeren beizulegenden (Zeit-)Wert. Die Bestimmungen der
88 204 und 207 UGB zur Abschreibung auf den niedrigeren beizulegenden
(Zeit-)Wert sind anzuwenden.

Die in der AFRAC-Stellungnahme 14 getatigten Aussagen zur Bewertung bei

Kreditinstituten1 sind anzuwenden.

Vor allfalligem Eintritt des Ausldseereignisses hat zu jedem Bilanzstichtag eine
Bewertung des Finanzinstruments zu erfolgen, die bei (dauerhafter) Wertmin-
derung zu einer Abschreibung gem 8 204 bzw 8§ 207 UGB fihrt. Diese ist als
»JAufwand aus Finanzanlagen und aus Wertpapieren des Umlaufvermdgens*
(8 231 Abs 2 Z 14 UGB bzw § 231 Abs 3 Z 13 UGB) auszuweisen. Bei nicht
kleinen Gesellschaften ist dieser Aufwand gesondert unter 8 231 Abs 2 Z 14
lit a UGB ,Abschreibungen” (bzw 8§ 231 Abs 3 Z 13 lit a UGB) auszuweisen.
Hinweise auf den moglichen kinftigen Eintritt eines Ausléseereignisses sind
im Zuge der Bewertung zu berticksichtigen. Der Ausfall einzelner Zinszahlun-
gen/Ausschuittungen stellt kein Ausléseereignis dar, kann jedoch Hinweis auf
einen Wertverlust des Finanzinstruments sein. Fur nachfolgende Wertsteige-
rungen ist 8 208 UGB zu beachten. Eine Wertaufholung ist als ,Ertrag aus
dem Abgang von und der Zuschreibung zu Finanzanlagen und Wertpapieren
des Umlaufvermdgens” (8 231 Abs 2 Z 13 UGB bzw § 231 Abs 3 Z 12 UGB)

auszuweisen.

Herabschreibung

Finanzinstrumente, bei denen die Verlusttragung bei Eintritt des Ausléseereig-
nisses durch Herabschreibung erfolgt, sind nach Eintritt des Ausltseereignis-
ses im Ausmald der Herabschreibung auszubuchen. Die Herabschreibung
fuhrt zu einem Abgang des Finanzinstruments im Ausmald der Herabschrei-
bung. Soweit der Wertverlust nicht bereits im Rahmen der laufenden Bewer-
tung (siehe

Rz 37) erfasst wurde, ist die Herabschreibung erfolgswirksam und ist analog

! Siehe AFRAC 14, Rz 59 ff.
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(39)

(40)

3.2.2.
(41)

zu Rz 37 auszuweisen. Der sich nach erfolgter Herabschreibung ergebende
Buchwert stellt die neuen Anschaffungskosten und somit die Ho6chstgrenze
der nachfolgenden Bewertung iSd Rz 37 dar.

Kommt es in einer Folgeperiode zum Wiederaufleben der Schuld beim Emit-
tenten, so ist das neue bzw. wiederauflebende Finanzinstrument auch beim
Investor erfolgswirksam zu erfassen. Fur das Wiederaufleben des Finanzin-
struments gelten die allgemeinen Grundsatze fur Besserungsvereinbarungen
(siehe Rz 16 f). Die erfolgswirksame Einbuchung erfolgt im Ausmalf des Wie-
derauflebens der Schuld (zum Nominale). Der Einbuchungsbetrag stellt die
neuen Anschaffungskosten dar bzw erhoht diese entsprechend. Die Bewer-
tung erfolgt gesondert (siehe Rz 37). Ein saldierter Ausweis des Ertrages aus
dem Wiederaufleben des Anspruches und eines allfalligen Aufwandes aus ei-
ner nachfolgenden Abwertung ist nicht zulassig. Das erfolgswirksame Wieder-
aufleben des Finanzinstruments fuhrt zu einem ,Ertrag aus dem Abgang von
und der Zuschreibung zu Finanzanlagen und Wertpapieren des Umlaufvermo-
gens” (8§ 231 Abs 2 Z 13 UGB bzw § 231 Abs 3 Z 12 UGB).

Die Entscheidung Uber das Wiederaufleben des Finanzinstruments liegt im
alleinigen Ermessen des Emittenten (siehe Rz 17). Der Investor darf das Fi-
nanz-instrument erst nach der entsprechenden Entscheidung des Emittenten
wieder einbuchen (wertbegriindendes Ereignis). Die bloRe Mdoglichkeit des
Wiederauflebens, zB. aufgrund tatsachlicher Besserung der wirtschaftlichen
Situation des Emittenten (Anstieg der maf3geblichen Kernkapitalquote), recht-
fertigt das
Wiedereinbuchen des Finanzinstruments (noch) nicht.

Wandlung

Enthéalt das Finanzinstrument ein Wandlungselement zur Verlusttragung, so
erfolgt nach dem Eintritt des Ausloseereignisses die Wandlung des Finanzin-
struments in ein Instrument des harten Kernkapitals des Emittenten (insb in

Stammaktien). Bei der Wandlung sind die allgemeinen rechnungslegungs-
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(42)

(43)

rechtlichen Tauschgrundsatze anzuwenden.? Dabei stellt grundsatzlich der
beizulegende (Zeit-)Wert des hingegebenen Finanzinstruments die Anschaf-
fungskosten des erworbenen Finanzinstruments dar. Kann der beizulegende
(Zeit-)Wert des hingegebenen Finanzinstruments nicht verlasslich ermittelt
werden, dann ist der beizulegende (Zeit-)Wert des erhaltenen Finanzinstru-

ments das beste Indiz fir diesen Wert.

Das Finanzinstrument ist daher im Ausmalf} der Wandlung auszubuchen (Ab-
gang) und die im Zuge der Wandlung erhaltenen Instrumente des harten
Kernkapitals sind entsprechend den oben dargelegten Grundsatzen einzubu-
chen (Zugang). Wird das Finanzinstrument nur anteilig in Instrumente des har-
ten Kernkapitals gewandelt, sind die Tauschgrundsétze analog zu Rz 41 antei-

lig anzuwenden.

Soweit der Wertverlust nicht bereits im Rahmen der laufenden Bewertung
(siehe Rz 37) erfasst wurde, erfolgt die Wandlung des Finanzinstruments in
Instrumente des harten Kernkapitals erfolgswirksam. Ein dabei entstehender
Aufwand ist als ,Aufwand aus Finanzanlagen und aus Wertpapieren des Um-
laufvermogens” (8 231 Abs 2
Z14 UGB bzw § 231 Abs 3 Z 13 UGB) in der Gewinn- und Verlustrechnung
auszuweisen. Bei nicht kleinen Gesellschaften ist dieser Aufwand gesondert
unter 8 231 Abs 2 Z 14 lit a UGB ,Abschreibungen” (bzw § 231 Abs 3 Z 13
lit a UGB) auszuweisen. Ein dabei entstehender Ertrag ist als ,Ertrag aus dem
Abgang von und der Zuschreibung zu Finanzanlagen und Wertpapieren des
Umlaufvermdgens” (8 231 Abs 2 Z 13 UGB bzw § 231 Abs 3 Z 12 UGB) zu er-

fassen.

3.3. Ertragsrealisation

(44)

Vor Eintritt des Ausldseereignisses werden aus dem Finanzinstrument des

zuséatzlichen Kernkapitals zu den in den Emissionsbedingungen festgelegten

2 Siehe AFRAC 14, Rz 37 ff.
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(45)

Terminen Ertrage (Zinsen oder Gewinnausschuttungen) erwirtschaftet. Diese
sind, abhangig von der Einordnung als Finanzanlage- oder Finanzumlaufver-
mogen, als ,Ertrag aus anderen Wertpapieren und Ausleihungen des Finanz-
anlagevermogens” (§ 231 Abs 2 Z 11 UGB bzw § 231 Abs 3 Z 10 UGB) bzw
als ,sonstige Zinsen und ahnliche Ertrage” (§ 231 Abs 2 Z 12 UGB bzw § 231
Abs 3
Z 11 UGB) zu erfassen. Die Ertragsrealisierung erfolgt pro-rata temporis. Lie-
gen Hinweise fir den mdoglichen Ausfall des Koupons vor, hat gem. 8§ 204
Abs 2 UGB bzw. § 207 UGB eine aul3erplanmé&Rige Abschreibung der Zins-
forderung in HOhe des erwarteten Ausfalls zu erfolgen. Eine allfallige Zinsfor-
derung ist bei mit an Sicherheit grenzendem Ausfall eines Kupons entspre-

chend auszubuchen.

Nach erfolgter Herabschreibung bzw. teilweiser Wandlung werden die Zinsen
auf das verbleibende Nominale berechnet und sind entsprechend zu realisie-
ren. Nach erfolgter Wandlung in Aktien richtet sich die Ertragsrealisierung fur
Dividenden nach den allgemeinen Grundsétzen der Beteiligungsertragsbilan-

zierung.

3.4. Anhangangaben

(46)

(47)

Wird das Finanzinstrument im Finanzanlagevermdgen gehalten ist dieses im
Anlagespiegel zu erfassen. Die Herabschreibung ist als Abgang des (anteili-
gen) Finanzinstruments zu erfassen. Ein spateres Wiederaufleben des (antei-
ligen) Finanzinstruments wird als Zugang erfasst. Die Wandlung wird als Ab-
gang des ursprunglichen Finanzinstruments und als Zugang der daftir erwor-
benen Instrumente des harten Kernkapitals erfasst. Ferner sind die gem § 238
Abs 1 z 2,
Z 10 und Z 11 UGB erforderlichen Angaben zu machen.

Ist das Finanzinstrument dem Finanzumlaufvermdgen zuzurechnen, sind An-
hangangaben gem 8§ 238 Abs 1 Z 10 und Z 11 UGB zu machen, dartber hin-

aus sind keine gesonderten Anhangangaben erforderlich. Eine Umwidmung
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(48)

(49)

von Finanzumlaufvermégen in Finanzanlagevermoégen ist als Zugang, eine
Umwidmung von Finanzanlagevermdgen in Finanzumlaufvermdgen ist als

Abgang auszuweisen.

Eine Anhangangabe gem § 238 Abs 1 Z 1 UGB hat nicht zu erfolgen, da es
sich bei den Finanzinstrumenten des zusatzlichen Kernkapitals nicht um deri-

vative Finanzinstrumente handelt (siehe Rz 24 ff).

Erstmalige Anwendung

Die vorliegende Fassung der Stellungnahme ersetzt jene vom September
2016. Sie ist auf Geschaftsjahre anzuwenden, die nach dem 31. Dezember
2016 beginnen.
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	(20) Die Wandlung kann grundsätzlich zum Fair Value erfolgen und die Schuldverschreibung in eine dem Nominale entsprechende Menge an Instrumenten des harten Kernkapitals getauscht werden. Art 54 Abs 1 lit c CRR fordert jedoch eine mengen- oder wertmäß...
	(21) Bei klassischen Wandelanleihen hat der Investor ein Wandlungsrecht; es liegt somit aus Sicht des Investors ein Optionsrecht vor, dessen Erwerb gesondert abgegolten wird. Der Emittent erhält diese Zahlung als Stillhalterprämie. Die Wandelanleihe b...
	(22) Bei der bedingten Pflichtwandelschuldverschreibung sind für die unternehmensrechtliche Bilanzierung beim Emittenten im Zeitpunkt der Begebung des Finanzinstruments die Umtauschbedingungen ausschlaggebend.
	(23) Erfolgt die Wandlung nach Eintritt des Auslöseereignisses gemäß den Emissionsbedingungen zum Fair Value des Eigenkapitalinstruments und wird die Schuldverschreibung somit werterhaltend vollständig oder teilweise gegen Stammaktien bzw Instrumente ...
	(24) Erfolgt die Wandlung gemäß den Bedingungen für das Vorliegen von zusätzlichem Kernkapital unter Berücksichtigung einer betraglichen bzw mengenmäßigen Beschränkung in Form eines Floor und allenfalls eines Cap, so hat das Wandlungselement einen eig...
	(25) Das Wandlungselement bei Finanzinstrumenten des zusätzlichen Kernkapitals sieht eine Pflichtwandlung bei Eintritt eines Auslöseereignisses vor. Je nach individueller Ausgestaltung und Festlegung der betraglichen bzw mengenmäßigen Beschränkung ist...
	(26) Erheblich wird die Wertentwicklung hingegen von der Solvenz des Emittenten insgesamt beeinflusst. Diese die Wahrscheinlichkeit und den Wert der Wandlung beeinflussende nicht finanzielle Variable ist spezifisch für den Emittenten, weshalb das Wand...

	2.2. Unternehmensrechtliches Eigenkapital
	(27) Als zusätzliches Kernkapital anrechenbare Finanzinstrumente, die sämtliche Kriterien für das Vorliegen unternehmensrechtlichen Eigenkapitals erfüllen, insbesondere die Verpflichtung zur Teilnahme am laufenden Verlust bis zur vollen Höhe, sind im ...
	(28) Dieser Sonderposten des Eigenkapitals ist im Fall der Herabschreibung im Umfang der Verlustteilnahme zugunsten des Gewinn- oder Verlustvortrags erfolgsneutral umzubuchen. Nach dem unternehmensrechtlichen Rechnungslegungsrahmen ergibt sich somit e...
	(29) Enthält das Finanzinstrument ein Wandlungselement, so wird dieses Wandlungselement nicht gesondert bilanziert. Im Fall der Wandlung ist der Sonderposten gegen das Nennkapital und gegebenenfalls gegen die Kapitalrücklage erfolgsneutral umzubuchen....

	2.3. Anhangangaben
	(30) § 238 Abs 1 Z 5 UGB erfordert für alle mittelgroßen und großen Kapitalgesellschaften eine Anhangangabe für Forderungsverzichte unter Besserungsvereinbarungen.
	(31) Für Wandelschuldverschreibungen sieht § 238 Abs 1 Z 5 UGB eine verpflichtende Anhangangabe bei allen mittelgroßen und großen Kapitalgesellschaften vor. Diese Anhangangabe ist auch für eine bedingte Pflichtwandelschuldverschreibung zu machen.
	(32) Für die in dieser Stellungnahme behandelten Finanzinstrumente wird empfohlen, die durch die Herabschreibung oder Wandlung entstehenden Veränderungen des Bilanzpostens im Anhang zu erläutern.


	3. Unternehmensrechtliche Einordnung beim Investor
	3.1. Bilanzansatz
	(33) Das Finanzinstrument des zusätzlichen Kernkapitals ist beim Investor als Finanzanlagevermögen oder als Finanzumlaufvermögen auszuweisen. Hinsichtlich der Kriterien für die Einordnung als Finanzanlage- oder -umlaufvermögen wird auf die AFRAC-Stell...

	3.2. Bewertung
	(34) Das Finanzinstrument ist mit den Anschaffungskosten (§ 203 bzw § 206 UGB) anzusetzen. Ein bei manchen Instrumenten enthaltenes Wandlungsrecht (siehe Rz 18) stellt auch aus Sicht des Investors kein Derivat dar (siehe Rz 24 ff). Eine eigenständige ...
	(35) Die Bewertung des Finanzanlagevermögens bzw Finanzumlaufvermögen erfolgt grundsätzlich mit den historischen Anschaffungskosten (Höchstgrenze) bzw mit dem niedrigeren beizulegenden (Zeit-)Wert. Die Bestimmungen der  §§ 204 und 207 UGB zur Abschrei...
	(36) Die in der AFRAC-Stellungnahme 14 getätigten Aussagen zur Bewertung bei Kreditinstituten0F  sind anzuwenden.
	(37) Vor allfälligem Eintritt des Auslöseereignisses hat zu jedem Bilanzstichtag eine Bewertung des Finanzinstruments zu erfolgen, die bei (dauerhafter) Wertminderung zu einer Abschreibung gem § 204 bzw § 207 UGB führt. Diese ist als „Aufwand aus Fina...
	3.2.1. Herabschreibung
	(38) Finanzinstrumente, bei denen die Verlusttragung bei Eintritt des Auslöseereignisses durch Herabschreibung erfolgt, sind nach Eintritt des Auslöseereignisses im Ausmaß der Herabschreibung auszubuchen. Die Herabschreibung führt zu einem Abgang des ...
	(39) Kommt es in einer Folgeperiode zum Wiederaufleben der Schuld beim Emittenten, so ist das neue bzw. wiederauflebende Finanzinstrument auch beim Investor erfolgswirksam zu erfassen. Für das Wiederaufleben des Finanzinstruments gelten die allgemeine...
	(40) Die Entscheidung über das Wiederaufleben des Finanzinstruments liegt im alleinigen Ermessen des Emittenten (siehe Rz 17). Der Investor darf das Finanz-instrument erst nach der entsprechenden Entscheidung des Emittenten wieder einbuchen (wertbegrü...
	3.2.2. Wandlung
	(41) Enthält das Finanzinstrument ein Wandlungselement zur Verlusttragung, so erfolgt nach dem Eintritt des Auslöseereignisses die Wandlung des Finanzinstruments in ein Instrument des harten Kernkapitals des Emittenten (insb in Stammaktien). Bei der W...
	(42) Das Finanzinstrument ist daher im Ausmaß der Wandlung auszubuchen (Abgang) und die im Zuge der Wandlung erhaltenen Instrumente des harten Kernkapitals sind entsprechend den oben dargelegten Grundsätzen einzubuchen (Zugang). Wird das Finanzinstrum...
	(43) Soweit der Wertverlust nicht bereits im Rahmen der laufenden Bewertung (siehe Rz 37) erfasst wurde, erfolgt die Wandlung des Finanzinstruments in Instrumente des harten Kernkapitals erfolgswirksam. Ein dabei entstehender Aufwand ist als „Aufwand ...

	3.3. Ertragsrealisation
	(44) Vor Eintritt des Auslöseereignisses werden aus dem Finanzinstrument des zusätzlichen Kernkapitals zu den in den Emissionsbedingungen festgelegten Terminen Erträge (Zinsen oder Gewinnausschüttungen) erwirtschaftet. Diese sind, abhängig von der Ein...
	(45) Nach erfolgter Herabschreibung bzw. teilweiser Wandlung werden die Zinsen auf das verbleibende Nominale berechnet und sind entsprechend zu realisieren. Nach erfolgter Wandlung in Aktien richtet sich die Ertragsrealisierung für Dividenden nach den...

	3.4. Anhangangaben
	(46) Wird das Finanzinstrument im Finanzanlagevermögen gehalten ist dieses im Anlagespiegel zu erfassen. Die Herabschreibung ist als Abgang des (anteiligen) Finanzinstruments zu erfassen. Ein späteres Wiederaufleben des (anteiligen) Finanzinstruments ...
	(47) Ist das Finanzinstrument dem Finanzumlaufvermögen zuzurechnen, sind Anhangangaben gem § 238 Abs 1 Z 10 und Z 11 UGB zu machen, darüber hinaus sind keine gesonderten Anhangangaben erforderlich. Eine Umwidmung von Finanzumlaufvermögen in Finanzanla...
	(48) Eine Anhangangabe gem § 238 Abs 1 Z 1 UGB hat nicht zu erfolgen, da es sich bei den Finanzinstrumenten des zusätzlichen Kernkapitals nicht um derivative Finanzinstrumente handelt (siehe Rz 24 ff).


	4. Erstmalige Anwendung
	(49) Die vorliegende Fassung der Stellungnahme ersetzt jene vom September 2016. Sie ist auf Geschäftsjahre anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2016 beginnen.


